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Landesverfassungsgesetz vom …………., mit dem das Landes-Verfassungsgesetz über die 
Verfassung des Burgenlandes geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Landes-Verfassungsgesetz über die Verfassung des Burgenlandes, LGBl. Nr. 42/1981, zuletzt ge-
ändert durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr. 44/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Eintragungen „Artikel 5 Landesbürger“, „Artikel 15 Wahl der Präsi-
denten des Landtages“, „Artikel 16 Abberufung der Präsidenten des Landtages“, „Artikel 17 Aufgaben 
des Präsidenten des Landtages“ und „Artikel 18 Vertretung der Präsidenten des Landtages“ durch die 
Eintragungen „Artikel 5 Landesbürgerinnen und Landesbürger“, „Artikel 15 Wahl der Präsidentinnen 
und der Präsidenten des Landtages“, „Artikel 16 Abberufung der Präsidentinnen und der Präsidenten des 
Landtages“, „Artikel 17 Aufgaben der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages“ und „Arti-
kel 18 Vertretung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages“ ersetzt. 

2. Art. 5 lautet: 

„Artikel 5 
Landesbürgerinnen und Landesbürger 

Österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die in einer Gemeinde des Burgenlandes ihren 
Wohnsitz haben, sind Burgenländische Landesbürgerinnen und Landesbürger.“ 

3. Art. 7 Abs. 2 lautet: 
„(2) Für die Dauer außerordentlicher Verhältnisse kann die Landeshauptfrau oder der Landeshaupt-

mann den Sitz der Landesregierung und mit Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten des Land-
tages den Sitz des Landtages an einen anderen Ort verlegen.“ 

4. Im Art. 10 Abs. 2 wird nach dem Wort „unmittelbaren,“ das Wort „freien,“ eingefügt. 

5. Im Art. 10 Abs. 3 und 4 wird die Wortfolge „die spätestens mit Ablauf des Tages der Wahl“ durch die 
Wortfolge „die am Wahltag“ ersetzt. 

6. Im Art. 11 Abs. 3 erster und zweiter Satz wird das Wort „Bürgerzahl“ durch die Wortfolge „Bürgerin-
nen- und Bürgerzahl“ und weiters wird im zweiten Satz das Wort „Staatsbürger“ durch das Wort „Staats-
bürgerinnen und Staatsbürger“ ersetzt. 

7. Im Art. 11 Abs. 4 wird im Klammerausdruck nach dem Wort „Wohnsitz“ die Wortfolge „und die 
Briefwahl“ eingefügt. 

8. Art. 12 Abs. 3 lautet: 
„(3) Den neuen Landtag hat die Präsidentin oder der Präsident des alten Landtages zur ersten Sitzung 

einzuberufen, in der sie oder er den einstweiligen Vorsitz führt. Für die Vertretung der Präsidentin oder 
des Präsidenten ist Artikel 18 sinngemäß anzuwenden.“ 

9. Art. 14 zweiter Satz lautet: 
„Die Konstituierung eines Klubs ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages schriftlich mit-
zuteilen.“ 

10. Art. 15 bis 19 lauten: 

„Artikel 15 
Wahl der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Präsidentin oder den Präsidenten, die Zweite Präsidentin 
oder den Zweiten Präsidenten und die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten. Die Präsidentinnen 
und Präsidenten des Landtages bleiben auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung 
des Landtages im Amt, bis der neue Landtag die neuen Präsidentinnen und Präsidenten gewählt hat. 



(2) Die Präsidentin oder der Präsident, die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident und die Dritte 
Präsidentin oder der Dritte Präsident werden vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit auf Grund 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags jener Parteien gewählt, denen nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl eine Präsidentin oder ein Präsident zukommt; der Wahlvorschlag muss jeweils von mehr als der 
Hälfte der Landtagsabgeordneten dieser Parteien unterfertigt sein. 

(3) Wird ein gemeinsamer Wahlvorschlag nicht eingebracht oder erhält er nicht die erforderliche 
Stimmenanzahl, so sind die Präsidentin oder der Präsident, die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsi-
dent und die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident nach den Bestimmungen der Absätze 4 bis 8 zu 
wählen. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident wird vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 
Wahlvorschlagsberechtigt sind dabei - bis zur Erzielung der erforderlichen Stimmenanzahl - diejenigen 
Parteien, denen nach dem Grundsatz der Verhältniswahl (Methode nach d’Hondt) eine Präsidentin oder 
ein Präsident zukommt, in der Reihenfolge absteigender Mandatsstärke; bei gleicher Mandatsstärke ist die 
Stimmenanzahl nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl maßgeblich. Dieses Verfahren ist im Falle 
der Nichterzielung der erforderlichen Stimmenanzahl einmal zu wiederholen. Erhält auch keiner dieser 
Wahlvorschläge die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird die Präsidentin oder der Präsident in einem 
weiteren Wahlgang aufgrund eines Wahlvorschlages der mandatsstärksten, bei gleicher Mandatsstärke 
von der nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei mit einfacher Stim-
menmehrheit gewählt. 

(5) Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlags der an 
Mandaten zweitstärksten, bei gleicher Mandatsstärke von der nach dem Ergebnis der letzten Landtags-
wahl an Stimmen zweitstärksten Partei gewählt. Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident ist 
gewählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl 
der Landtagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag eingebracht hat, erhält. Erhält dieser 
Wahlvorschlag nicht die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird die Zweite Präsidentin oder der Zweite 
Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit einfacher Stim-
menmehrheit gewählt. 

(6) Die Erstattung des Wahlvorschlags für die Zweite Präsidentin oder den Zweiten Präsidenten ob-
liegt jedoch der an Mandaten stärksten, bei gleicher Mandatsstärke der nach dem Ergebnis der letzten 
Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei, sofern sie nicht die Präsidentin oder den Präsidenten stellt. 
Für das Wahlverfahren ist Absatz 5 anzuwenden. 

(7) Die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident wird in sinngemäßer Anwendung des Artikels 53 
Absatz 7 gewählt. 

(8) Erstattet eine Partei, der nach den Bestimmungen dieses Artikels eine Präsidentin oder ein Präsi-
dent zukommt, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag, dann wird die betreffende Präsidentin 
oder der betreffende Präsident auf Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der Reihen-
folge absteigender Mandatsstärke (bei gleicher Mandatsstärke in der Reihenfolge absteigender Stimmen-
anzahl nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl) mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 

(9) Gehört eine oder ein nach den Bestimmungen dieses Artikels gewählte Präsidentin oder gewählter 
Präsident nicht derjenigen Partei an, aufgrund deren Wahlvorschlag sie oder er gewählt wurde, so wird ihr 
bzw. sein Amt dieser Partei zugerechnet. 

Artikel 16 
Abberufung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Der Landtag kann die Präsidentin oder den Präsidenten, die Zweite Präsidentin oder den Zweiten 
Präsidenten sowie die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten durch Beschluss abberufen. 

(2) Ein Antrag auf Abberufung der Präsidentin oder des Präsidenten kann gültig nur von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder des Landtages gestellt werden. Ein Antrag auf Abberufung der Zweiten oder 
Dritten Präsidentin oder des Zweiten und Dritten Präsidenten kann gültig nur von mehr als der Hälfte der 
Landtagsabgeordneten jener Parteien gestellt werden, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden. 

(3) Ein Beschluss, mit dem die Präsidentin oder der Präsident abberufen wird, kann nur bei Anwesen-
heit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst werden. Ein Beschluss, mit dem die Zweite und die Dritte Präsidentin oder der Zweite 
und Dritte Präsident abberufen werden, kann nur mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 
Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener Parteien, über deren Wahl-
vorschlag sie gewählt wurden, gefasst werden. 



(4) Wurde die Zweite oder die Dritte Präsidentin oder der Zweite oder der Dritte Präsident in einem 
gesonderten Wahlgang ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt, kann ein Beschluss, mit dem eine 
so gewählte Präsidentin oder ein so gewählter Präsident abberufen wird, gültig nur bei Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst werden. 

Artikel 17 
Aufgaben der Präsidentin und des Präsidenten des Landtages 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident beruft den Landtag in jedem Jahr zu einer ordentlichen Tagung 
und innerhalb der Tagung zu den einzelnen Sitzungen ein. Die ordentliche Tagung soll nicht vor dem 
15. September beginnen und nicht länger als bis zum 1. August des folgenden Jahres währen. Die Präsi-
dentin oder der Präsident kann den Landtag auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen. 

(2) Wenn die Landesregierung oder mindestens ein Sechstel der Mitglieder des Landtages es verlan-
gen, so hat die Präsidentin oder der Präsident den Landtag binnen einer Woche so einzuberufen, dass er 
innerhalb einer weiteren Woche zusammentreten kann. Sofern diese in die tagungsfreie Zeit fällt, hat die 
Präsidentin oder der Präsident zugleich auch eine außerordentliche Tagung einzuberufen. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz im Landtag, ihr bzw. sein Stimmrecht bleibt 
gewahrt. 

Artikel 18 
Vertretung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Im Falle der Verhinderung wird die Präsidentin oder der Präsident durch die Zweite Präsidentin 
oder den Zweiten Präsidenten und bei deren oder dessen Verhinderung durch die Dritte Präsidentin oder 
den Dritten Präsidenten vertreten. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident kann sich bei der Führung des Vorsitzes im Landtag durch die 
Zweite Präsidentin oder den Zweiten Präsidenten oder die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten 
vertreten lassen. 

(3) Wenn die gewählten Präsidentinnen und Präsidenten an der Ausübung ihres Amtes verhindert oder 
ihre Ämter erledigt sind, führt das an Jahren älteste Mitglied des Landtages den Vorsitz, sofern es an der 
Ausübung seiner Funktionen nicht gehindert ist und einer Partei angehört, die im Zeitpunkt der Verhinde-
rung der Gewählten oder der Erledigung der Ämter im Präsidium des Landtages vertreten war; dieses 
Mitglied hat den Landtag sofort einzuberufen und nach Eröffnung der Sitzung die Wahl von drei Vorsit-
zenden, welche die Funktionen der verhinderten Präsidentin oder Präsidenten übernehmen oder im Falle 
der Erledigung der Ämter, die Wahl der Präsidentin oder Präsidenten vornehmen zu lassen. 

(4) Wenn das Mitglied des Landtages dieser Pflicht binnen drei Tagen, vom Eintritt der Verhinderung 
der Präsidentinnen oder der Präsidenten oder der Erledigung der Ämter an gerechnet, nicht nachkommt, 
gehen die vorher genannten Rechte an das nächste jeweils älteste Mitglied des Landtages über, bei dem 
die in Absatz 3 angeführten Voraussetzungen zutreffen. 

(5) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im Amt, bis mindestens eine oder einer der an der Aus-
übung ihrer Funktionen verhinderten Präsidentinnen oder Präsidenten ihr bzw. sein Amt wieder ausüben 
kann. 

Artikel 19 
Landtagsdirektion 

(1) Die Landtagsdirektion ist die Geschäftsstelle des Landtages. Diese besteht aus der Landtagsdirek-
torin oder dem Landtagsdirektor, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter und den übrigen 
Bediensteten. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident bestellt nach Maßgabe der Bestimmungen der Geschäftsord-
nung des Landtages die Landtagsdirektorin oder den Landtagsdirektor, deren oder dessen Stellvertreterin 
oder Stellvertreter und die Bediensteten der Landtagsdirektion. 

(3) Der Landtagsdirektorin oder dem Landtagsdirektor obliegt die Leitung des inneren Dienstes der 
Landtagsdirektion. Die Landtagsdirektorin oder der Landtagsdirektor und deren oder dessen Stellvertrete-
rin oder Stellvertreter müssen rechtskundige Verwaltungsbeamtinnen oder Verwaltungsbeamte sein.“ 



11. Art. 20 Abs. 2 lautet: 
„(2) Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn es von der oder von dem Vorsitzenden oder von 

mindestens einem Sechstel der anwesenden Mitglieder des Landtages verlangt und vom Landtag nach 
Entfernung der Zuhörerinnen und Zuhörer beschlossen wird.“ 

12. Dem Art. 90 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses, der Art. 5, 7 Abs. 2, Art. 10 Abs. 2, 3 und 4, Art. 11 

Abs. 3 erster und zweiter Satz, Art. 11 Abs. 4, Art. 12 Abs. 3, Art. 14 zweiter Satz und die Neuerlassung 
der Art. 15 bis 19 und die Änderung des Art. 20 Abs. 2 durch die Novelle LGBl. Nr. xxxx/xxxx treten mit 
1. Jänner 2008 in Kraft.“ 



Vorblatt 
 
1. Problem: 
Das Regierungsprogramm der Bundesregierung für die XXIII. Gesetzgebungsperiode sieht im Kapitel 
„Staats- und Verwaltungsreform“ in dessen Punkt 5 „Wahlrecht“ unter anderem folgende bundesverfas-
sungsrechtlich zu treffenden Maßnahmen vor: 
 - Senkung des aktiven Wahlalters auf das vollendete 16. Lebensjahr, 
 - Einführung der Briefwahl, wobei der Wahrung des Wahlgeheimnisses besonderes Augenmerk 

gewidmet werden soll, und 
 - Verlängerung der Gesetzgebungsperiode des Nationalrates auf fünf Jahre. 
Durch die Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 27/2007, wurde dieses Regierungsvor-
haben umgesetzt, wobei auch einige zusätzliche Änderungen, die landesverfassungsrechtlich umzusetzen 
sind, getroffen wurden: 
 - Festlegung des freien Wahlrechts, 
 - Ermächtigung zur Regelung der aktiven Wahlberechtigung für Staatsbürgerinnen und Staatsbür-

ger, die den Hauptwohnsitz ins Ausland verlegt haben. 
Gemäß Art. 151 Abs. 36 B-VG sind die landesrechtlichen Vorschriften bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2007 anzupassen. 
2. Ziel: 
Gesetzliche Verwirklichung dieser Bestrebungen und geschlechtergerechte Formulierung des I. Abschnit-
tes und des II. Unterabschnittes. 
3. Lösung: 
Änderung der Bestimmungen im L-VG. 
4. Alternativen: 
keine 
5. Kosten: 
Durch den Vollzug dieses Gesetzes werden unmittelbar keine Kosten entstehen. Die konkrete Kostenbe-
lastung wird sich erst mit der Änderung der LTWO 1995 und der GemWO 1992 ergeben. 
6. EU-Konformität: 
Der vorliegende Gesetzentwurf steht nicht im Widerspruch zu gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften. 
7. Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 
Der vorliegende Gesetzesbeschluss bedarf gemäß Art. 31 Abs. 2 L-VG der Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder des Landtages und einer Mehrzahl von mindestens zwei Dritteln der abgegebe-
nen Stimmen. 



Erläuterungen 
 
Zu den Z 1, 2, 3, 6, 8, 9, 10 und 11: 
Die geschlechtergerechte Formulierung in dieser Novelle hat keine Auswirkungen auf die übrigen nicht 
novellierten Bestimmungen des L-VG und dadurch gelten die bestehenden männlichen Formulierungen 
selbstverständlich auch für die weibliche Form. 
Die durchgehende Anpassung aller Bestimmungen an den geschlechtergerechten Sprachgebrauch wird 
anlässlich einer umfangreichen Novellierung berücksichtigt werden und erfolgt aus Anlass dieser Novelle 
- abgesehen von geringfügigen Anpassungen im I. Abschnitt - nur in jenem Unterabschnitt, der zwingend 
aus anderen Gründen zu novellieren ist. 
Zu Z 4: 
Durch die B-VG Novelle, BGBl. Nr. 27/2007, wurde der Grundsatz des freien Wahlrechts ausdrücklich 
im B-VG normiert. Der Begriff des „freien und geheimen Wahlrechts“ wurde dem Art. 3 des Zusatzpro-
tokolls zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, 
entlehnt und ist in diesem Sinn zu verstehen. Das Wahlverfahren muss derart gestaltet sein, dass der Wäh-
ler bei seiner Entscheidung weder rechtlich noch tatsächlich beeinflusst wird. 
Zu Z 5: 
Diese Änderung ist bedingt durch die Änderung dieses Wortlautes im B-VG. 
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